
 
 

 
 
 
 
 

Schriftliche Festsetzungen 
 

für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Langeacker/Weinweg“, 4. Änderung, 
Gemeinde Heiligkreuzsteinach 
 
 
 
 
Die am 03.10.1975 genehmigten „Schriftliche Festsetzungen“ der Ursprungsfassung behalten  
für den Änderungs-Bereich ihre Rechtskraft. 
 
Die Festsetzungen wurden durch die 4. Änderung ergänzt. 
 
 
 
 

A  Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1) BauGB 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1. BauGB) 
 
1. Art der baulichen Nutzung 
 
1.1. Reines Wohngebiet -WR- 
 
Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 BauNVO – Läden und nicht störende Handwerksbetriebe für den täglichen Be-
darf sind nicht zulässig.  
Ausgenommen hiervon sind kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
 
1.2. Allgemeines Wohngebiet -WA- 
 
Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO – sonstige, nicht störende Gewerbebetriebe und Tankstellen sind in 
den Teilgebieten am „Weinweg“ unzulässig. 
 
1.3. Gewerbegebiet -GE- 
 
Es sind nur Gewerbebetriebe zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 
 
1.4. Mischgebiet (§ 6 BauNVO) – Flurstücke Nr. 176, Nr. 177, Nr. 157/1, Nr. 157 und Nr. 157/4 
 
Es gilt die Vorschrift des § 6 der BauNVO in der Fassung vom 23.01.1990. 
 
1.4.1 
 
Im „Mischgebiet“ ist gemäß § 1 (5) BauNVO die im § 6 (2) BauNVO unter der Ziffer 8. genannte Nutzung 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (Vergnügungsstätten in überwiegend durch gewerbliche Nutzungen 
geprägten Gebieten). 
 
Die ausnahmsweise zulässige Nutzung nach § 6 (3) BauNVO wird gemäß § 1 (6) 1. BauNVO nicht Bestand-
teil des Bebauungsplanes (Vergnügungsstätten in sonstigen Gebieten). 
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1.4.2 
 
Das auf den Flurstücken Nr. 176, Nr. 177, Nr. 157/1 und Nr. 157 und ausgewiesene „Mischgebiet“ wird in 
seiner Nutzung dahingehend eingeschränkt, dass die unter dem § 6 Abs. 2 Ziffer 1 genannte Wohnnutzung 
nur in den Obergeschossen einer Bebauung zugelassen wird. 
 
 

2.  Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen  
  Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) 24. BauGB) 
 
 
Die im „Mischgebiet“ auf den Flurstücken Nr. 176, Nr. 177, Nr. 157/1, Nr. 157 und Nr. 157/4 vorhandenen 
Böden weisen nach derzeitigem Kenntnisstand MKW-, PAK- und Schwermetallgehalten auf, die die Vorsor-
gewerte der Bundesbodenschutzverordnung, teilweise auch die Prüfwerte für Kinderspielflächen, überschrei-
ten. 
 
Auf Basis der vorliegenden Untersuchungsdaten besteht mit Schadstoffgehalten bis zur Zuordnungsklasse 
Z2 und höher nach VwV Bodenaushub (Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums BW für die Verwer-
tung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial, vom 14.03.2007) damit eine grundsätzlich Entsorgungsrele-
vanz. 
 
Die vorhandene Oberflächenbefestigung der Freiflächen ist aufgrund der Wirkungspfade „Boden – 
Mensch“, „Boden – Grundwasser“ und „Boten – Nutzpflanze“ dauerhaft zu erhalten. 
Bei notwendigen Eingriffen in den Untergrund sind die dabei entsiegelten Bereiche nach Beendigung der 
Maßnahme umgehend wieder wasserundurchlässig auszuführen und zu versiegeln. 
 
Ausnahmen hiervon können nur nach Durchführung einer mit dem Gesundheitsamt und der Unteren Boden-
schutzbehörde des Rhein-Neckar-Kreises abgestimmten technischen Erkundungs-Maßnahme und nach 
Durchführung der hieraus ggf. abzuleitenden Sanierungs-Maßnahme zugelassen werden. 
 
Aufgrund des anstehenden entsorgungsrelevanten Bodenmaterials sind Eingriffe in den Untergrund generell 
durch ein in der Altlastenbearbeitung versiertes Ingenieurbüro zu begleiten. 
 
Ausgebaute Bodenmaterialien müssen in Abstimmung mit dem Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis einer ord-
nungsgemäßen Entsorgung zugeführt werden. 

 
 

3. Stellplätze / Garagen 
 
3.1. Anzahl 
 
Entsprechend den jeweils gültigen Richtzahlen des Innenministeriums von Baden-Württemberg. 
 
3.2. Stellung 
 
Garagen und Stellplätze sind auf dem Baugrundstück unterzubringen. 
 
Im „Gewerbegebiet“ und im „Mischgebiet“ (Flurstücke Nr. 157, Nr. 157/1, Nr. 157/4, Nr. 176 und Nr. 177) 
innerhalb von Baugrenzen sind Garagen unterzubringen. 
 
Im „Reinen“ Wohngebiet -WR- und „Allgemeinen“ Wohngebiet -WA- dürfen Garagen die rückseitige Bau-
grenze (von der Zufahrtsstraße aus) nicht überschreiten.  
Ausgenommen hiervon sind Eckgrundstücke. 
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3.3. Straßenabstände 
 
Bei Garagen müssen bis zur Straßenbegrenzungslinie folgende Abstände eingehalten werden : 
 

a) bei Senkrechtstellung (Garagentor/Straße) 
- mindestens 5,00 m bei Zufahrt von der Kreisstraße 150, vom „Planweg Nr. 1“, vom „Weinweg“, 
  von den Planstraßen 1 und 2 
- mindestens 3,00 m an allen übrigen Straßen 
 

b) bei Parallelstellung (Garagen-Längsseite/Straße) 
- mindestens 1,50 m, jedoch an der Kreisstraße 150 mindestens 5,00 m 
 

c) bei Schrägstellung  
- sind die o.g. Werte an der engsten Stelle einzuhalten 

 
3.4. Traufhöhe 
 
Maximal 2,50 m über Garageneinfahrt im „Reinen“ und „Allgemeinen“ Wohngebiet, sowie talseits maximal 
3,50 m über Geländeoberkante 
 
3.5. Dachform, Dachneigung, Dachfarbe 
 
Im „Reinen“ und im „Allgemeinen“ Wohngebiet Flachdach, Pultdach, maximal 10° Dachneigung, oder ent-
sprechend der Dachform des Hauptbaukörpers. 
 
3.6. Sichtflächen 
 
Entsprechend den Festsetzungen der Ziffer 4.4. 
 
 

4. Nebengebäude 
 
4.1. Zulässigkeit 
 
Im „Reinen Wohngebiet“ -WR- unzulässig, im „Allgemeines Wohngebiet“ (WA), im „Mischgebiet“ -MI- (Flur-
stücke Nr. 157, Nr. 157/1, Nr. 157/4, Nr. 176 und Nr. 177) und im „Gewerbegebiet“ (GE) nur innerhalb der 
Baugrenzen zulässig. 
 
4.2. Traufhöhe 
 
Im „Allgemeines Wohngebiet“ maximal 3,50 m (talseits) über Gelände, im „Gewerbegebiet“ und im „Misch-
gebiet“ (Flurstücke Nr. 157, 157/1, Nr. 157/4, Nr. 176 und Nr. 177) entsprechend der festgesetzten Ge-
schosszahl bei einer maximalen Geschosshöhe von 3,50 m. 
 
4.3. Dachform, Dachneigung, Dachfarbe 
 
Flachdach, Pultdach, maximal 15° Dachneigung oder entsprechend der Dachform des Hauptgebäudes, 
im „Gewerbegebiet“ entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen 
 
4.4. Sichtflächen 
 
Entsprechend den Festsetzungen der Ziffer 5.4. 
 
 

5. Hauptgebäude 
 
5.1. Sockelhöhe (Fußbodenoberkante EG bzw. UG) 
 
Im „Reinen“ und im „Allgemeinen“ Wohngebiet auf Grundstücken bergseits der Straße im Mittel maximal 
0,60 m über Geländeoberkante bergseits. 
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Auf Grundstücken talseits von Straßen darf der bergseitige Sockel maximal 0,30 m im Mittel nicht über-
schreiten. 
 
Im „Gewerbegebiet“ und im „Mischgebiet“ (Flurstücke Nr. 157, Nr. 157/1, Nr. 157/4, Nr. 176 und Nr. 177) 
maximal 1,10 m. 
 
5.2. Kniestockhöhe 
 
Im „Reinen“ und im „Allgemeinen“ Wohngebiet bei 1-geschossiger Bauweise und einer sichtbaren Ge-
schosshöhe maximal 0,60 m, bei mehreren Geschosshöhen unzulässig. 
 
5.3. Dachfarbe 
 
dunkler Farbton 
 
5.4. Sichtflächen 
 
Bei Verputzen oder Einschlämmen heller Farbton. 
 
Für besondere Bauteile (Brüstungen, Geländer, Fenster- und Türelemente, etc.) sind nur die Verwendung 
der Farbe „weiß“, gebrochene Farbtönen oder Holz/naturfarben zulässig. 
 
5.5. Gebäudestellung (Hauptfirstrichtung) 
 
Die Gebäudestellung ist dem natürlichen Geländeverlauf anzupassen – im Zweifelsfall parallel zur Längssei-
te der Baugrenze, soweit zeichnerisch nichts anderes festgelegt ist. 
 
 

6. Werbeanlagen/Automaten 
 
Im „Reinen“ Wohngebiet -WR- unzulässig. 
 
Im „Allgemeinen“ Wohngebiet -WA- an Einfriedigungen zur öffentlichen Verkehrsfläche hin unzulässig. 
 
 

7. Außenanlagen 
 
7.1. Böschungen 
 
Zum Ausgleich von Höhenunterschieden zwischen den Verkehrsflächen und den an diese angrenzenden 
Grundstücken sind Böschungen im Neigungsverhältnis von mindestens 1:1,5 anzulegen. 
 
Anstelle von Böschungen können von den Grundstückseigentümern Stützmauern nach Maßgabe der Ziffer 
7.2. errichtet werden. 
 
7.2. Stützmauern 
 
Bergseits von öffentlichen Verkehrsflächen sind Stützmauern bis zu einer Höhe von maximal 1,00 m an den 
Planstraßen 1 und 2, am „Planweg Nr. 1“, am „Weinweg“ und 1,40 m an allen übrigen Verkehrsflächen zu-
lässig. 
 
Material 
Naturstein, Verblender, bearbeiteter Beton (abgespitzter Beton, Schüttbeton mit deutlich sichtbaren Bruch-
stein-Einlagerungen, Waschbeton, Strukturbeton durch entsprechend gegliederter Schalung) 
 
Bei Geländeabsicherungen innerhalb der Grundstücke sind Stützmauern bis zu einer sichtbaren Höhe von 
maximal 1,40 m (ab 2,00 m Länge) auch in unbearbeitetem Beton zulässig. 
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7.3. Einfassungen 
 
Sofern keine Stützmauern erforderlich werden, sind Baugrundstücke zur öffentlichen Verkehrsfläche hin mit 
mindestens 0,10 m und maximal 0,25 m hohen Einfassungen (Saumsteine, Sockel) zu versehen. 
 
Unbearbeitete Betonsockel an öffentlichen Verkehrsflächen sind unzulässig. 
 
7.4. Einfriedigungen 
 
An öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedigungen bis zu einer Gesamthöhe von maximal  
 

▪ 1,00 m im „Reinen“ und im „Allgemeinen“ Wohngebiet 
▪ jedoch 0,80 m Sichtwinkelbereich von Straßeneinmündungen 
▪ 1,00 m an allen übrigen Grundstücksgrenzen 

 
zulässig. 
 
Im „Gewerbegebiet“ -GE- sind Sicherheits-Einfriedigungen bis maximal 1,80 m zulässig, an öffentlichen Ver-
kehrsflächen sind diese jedoch mindestens 1,00 m hinter der Gehweghinterkante zu errichten.  
Der Zwischenstreifen ist abzupflanzen. 
 
Einfriedigungen in geschlossener Form (Mauern, Bretter-/Eternit-Zäune, u. a.) sind unzulässig. 
 
Einfriedigungen auf Stützmauern ab 1,20 m Höhe sind nur als Sicherheits-Abpflanzungen oder in einem 
Abstand von mindestens 0,60 m hinter Vorderkante Stützmauer zu errichten. 
 
7.5. Abfallbehälter 
 
Abfallbehälter sind nur innerhalb baulicher Anlagen und auf besonders abgepflanzten Plätzen zulässig. 
 
 

8. Grundstücksbreiten 
 
Die Mindestgrundstücksbreite (Straßenfront) muss 20,00 m betragen, ausgenommen hiervon sind die 
Grundstücke am „Weinweg“. 
 
 

9. Bauwich 
 
Mindestens an einer Grundstücksseite ist ein Bauwich (Grenzabstand von 4,50 m) von jeglicher Bebauung 
freizuhalten, soweit nicht im zeichnerischen Teil ein anderes Grenzmaß festgelegt ist. 
 
 

10. Ausnahmen 
 
10.1. 
 
Falls nachbarliche und öffentliche Interessen nicht wesentlich beeinträchtigt werden und gestalterische 
Gründe nicht entgegenstehen sowie bei Härtefällen, können gemäß § 31 Abs. 1 BbauG und § 94 Abs. 1 
LBO nachfolgende Ausnahmen zugelassen werden : 
 

▪ Über- und Unterschreitung der Dachneigung um maximal. 20 %,  
außerdem Flachdach und Walmdach maximal 25° 
 

▪ Befreiung von der festgesetzten Hauptfirstrichtung 
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10.2. 
 
Von den Schriftlichen Festsetzungen : 
 

▪ zur Ziffer 3.3 a)  bei 5,00 m mindestens 3,00 m, jedoch nicht bei der Kreisstraße 150 
▪ zur Ziffer 3.3 b)  bei 1,50 m mindestens 1,00 m 
▪ zur Ziffer 4.2.  Überschreitung um maximal 10 % 
▪ zur Ziffer 5.1.  Überschreitung um maximal 0,20 m 
▪ zur Ziffer 5.5.  Befreiung von der festgesetzten Hauptfirstrichtung 
▪ zur Ziffer 7.2.  Überschreitung um maximal 0,20 m 
▪ zur Ziffer 9.  Bauwich mindestens 4,00 m, äußere Garage zulässig 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ursprungsfassung : Heiligkreuzsteinach, 28.09.1974  
 
 
 
 
Aufgestellt im Zuge der 4. Änderung :   
Sinsheim / Heiligkreuzsteinach, 25.01.2016 / 21.07.2016 / 06.09.2016 – Gl/Ru 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

Sieglinde Pfahl, Bürgermeisterin Architekt 

 


